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Erster Teil

Einführung und Gang der Untersuchung

A.  Einführung und Problemdarstellung

„Wir leben in einer Informationsgesellschaft“ – diese Feststellung umschreibt 
einen essentiellen Bestandteil unseres Alltags, der gefüllt ist mit unterschied­
lichsten Arten von Informationen und Informationsquellen.1 Eine Informa­
tionsgesellschaft zeichnet sich durch ihren Facettenreichtum aus und kann 
als moderne Gesellschaftsform beschrieben werden, die durch die Vielfalt der 
Möglichkeiten der Beschaffung, Bereitstellung, Verarbeitung und des Zugangs 
zu Informationen durch neue Medien geprägt ist.2 Die „modernen Medien“ 
wiederum sind ein schillernder Begriff, der unsere technikaffine Gesellschaft 
beschäftigt. Gerade das World Wide Web oder Internet, ein Meilenstein und 
Zeugnis für den technischen Fortschritt der digitalen Welt, ist maßgeblicher Be­
standteil der Informationsversorgung. Die nahezu uneingeschränkte weltweite 
Verfügbarkeit beliebiger Informationen, Daten, Waren oder Dienstleistungen ist 
beeindruckend. Doch ist auch die Rechtslage entsprechend ausgereift? Relativ 
einfach lässt sich diese Frage im Hinblick auf weltweit einheitliche Rechtsvor­
gaben des Online- und Fernabsatzhandels verneinen, aber wie verhält es sich 
mit dem Status quo innerhalb der Binnengrenzen der Europäischen Union? Gibt 
es ein europäisches Regelwerk im Sinne kohärenter Vorgaben für grenzüber­
schreitendes Online- und Fernabsatzshopping oder existieren in diesem Be­
reich Regelungslücken und besteht demzufolge Optimierungsbedarf? Welche 
Herausforderungen und Auswirkungen bringt die digitale Revolution für unsere 
Gesellschaft und das Vertragsrecht mit sich?3

Das Verbraucherschutzrecht hat in den letzten Jahrzehnten eine bedeuten­
de und weitreichende Rolle im Europäischen Privatrecht eingenommen. Nicht 
zuletzt aufgrund der zunehmenden Realisierung des Binnenmarktes, basie­

1  Magnus, in: Schulze/Ebers/Grigoleit (Hrsg.), Informationspflichten und Vertragsschluss 
im acquis, S. 291, 297, bezeichnet dies gar als triviale Erkenntnis.

2  Eingehend zur Entwicklung der Informationsgesellschaft Bergmann, Handlexikon der 
EU, Informationsgesellschaft; eine ähnliche, allgemeine Beschreibung enthält der Duden, ab­
rufbar unter <http://www.duden.de/rechtschreibung/Informationsgesellschaft>; der Begriff ist 
in diesem Zusammenhang jedoch allgemein zu verstehen und nicht mit dem Begriff der Diens­
te der Informationsgesellschaft aus der ECRL gleichzusetzen, eingehend dazu z. B. MüKo 
BGB/Wendehorst, § 312i BGB, Rn. 8 ff.

3  Schulze/Staudenmayer, EuCML 2015, 215 f.
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rend auf den konstituierenden Säulen der Grundfreiheiten, ist die Möglichkeit 
grenzüberschreitender Vertragsschlüsse in der heutigen Zeit keine Besonder­
heit mehr. Vielmehr kann bereits von einer Selbstverständlichkeit gesprochen 
werden, dass insbesondere der freie Warenverkehr nahezu keine Grenzen mehr 
kennt. Einen wesentlichen Bestandteil des unionsweiten und auch internationa­
len Handels stellen Fernabsatzverträge sowie Verträge im elektronischen Ge­
schäftsverkehr als sog. besondere Vertriebsformen dar. In Zeiten des immer 
weiter zunehmenden technischen Fortschritts bietet vor allem das Internet ein 
Medium grenzenloser Vertragsschlussmöglichkeiten. Ob am (Familien-)PC, mit 
dem internetfähigen Tablet oder einem Smartphone – überall und zu jeder Zeit 
sind Menschen heute in der Lage Dinge zu bestellen, die sie unbedingt haben 
wollen, oder mit wenigen „Klicks“ die neuesten Apps oder Lieder herunter­
zuladen, um nur einige Beispiele zu nennen. Auch wenn das Internet quasi das 
Tor zu einer schier unendlichen Konsum- und Informationswelt öffnet, wird das 
World Wide Web einerseits als Segen, andererseits aber auch als Fluch verstan­
den.4 Korrespondierend zu den verschiedensten Möglichkeiten des Vertrags­
schlusses wird auch dem Missbrauch durch Anbieter Tür und Tor geöffnet.5 
Neben Abmahnwellen aufgrund illegaler Nutzung von digitalen Inhalten sind 
sog. „Abo- oder Kostenfallen“ im Internet leider auch geläufige Phänomene 
des 21. Jahrhunderts.6 Auch wenn bislang geltendes Recht den Verbrauchern7 
Schutz vor ungewollten bzw. nicht in dieser Art gewollten Vertragsabschlüssen 
bot,8 sind diese Schutzmechanismen dennoch nicht ausreichend, um die ge­
nannten Missbrauchsfälle gänzlich zu verhindern.9 Dies liegt vor allem an der 
mangelnden Erfahrung der meisten Verbraucher im Verhältnis zu leider nicht 
selten kriminell anmutenden Verhaltensweisen bestimmter Unternehmer. Teil­
weise liegt es aber auch an der Flut einzuhaltender Bestimmungen, deren Ein­
haltung für beispielsweise kleine und mittelständische Unternehmen mangels 
hinreichender Erfahrungen im Online-Handel große Schwierigkeiten bedeutet. 
Auch kann von einem juristischen Laien nicht erwartet werden, dass er sämt­

4  Siehe zum Beispiel das Interview des Autorenduos Kathrin Passig und Sascha Lobo der 
Bundeszentrale für politische Bildung zu deren Buch „Internet – Segen oder Fluch“, abrufbar 
unter: <https://www.bpb.de/dialog/156365/das-internet-segen-oder-fluch>; ferner SZ Online, 
abrufbar unter <http://www.sz-online.de/nachrichten/das-internet-fluch-oder-segen-2468786.
html>.

5  Dieses Problem aufgreifend der Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Ge­
setzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum besseren Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher vor Kostenfallen im elektronischen Geschäftsverkehr, BT‑Drs. 17/7745, S. 1.

6  BT‑Drs. 17/7745, S. 1; zu dieser Problematik beispielsweise auch Kirschbaum, MMR 
2012, 8; Weiss, JuS 2013, 590; Kredig/Uffmann, ZRP 2011, 36; Blasek, GRUR 2010, 396.

7  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die gleichzeitige Verwen­
dung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet und sämtliche Personenbezeichnun­
gen gelten gleichwohl für beiderlei Geschlecht.

8  Vgl. auch BT‑Drs. 17/7745, S. 6.
9  Ähnlich BT‑Drs. 17/7745, S. 6.
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liche Feinheiten des deutschen Rechts im Hinblick auf die Voraussetzungen 
eines wirksamen Vertragsschlusses beherrscht oder gar seine Rechte kennt, sich 
von einem ungewollt geschlossenen Vertrag zu lösen. Der grenzüberschreiten­
de Online- und Fernabsatzhandel sieht sich daher mit Problemen konfrontiert 
und es besteht Handlungsbedarf für die EU. In diesem Kontext keimt häufig 
der Wunsch nach einem Einheitskaufrecht oder gar einem einheitlichen euro­
päischen Vertragsrecht auf, welches unionsweit Geltung entfalten soll. Diese 
Idee der progressiven Rechtsvereinheitlichung vermag verlockend erscheinen, 
wenn sie denn die Lösung für tatsächlich existente Probleme bieten kann. Ins­
besondere im Bereich des grenzüberschreitenden Online- und sonstigen Fern­
absatzhandels gestaltet sich die Identifikation bestehender Hemmnisse, trotz 
bereits bestehender Richtlinien in diesem Sektor,10 aufgrund divergierender 
Interessenlagen der beteiligten Parteien sehr schwierig, was zu unterschiedli­
chen Beurteilungen führt. Ein großes Problem wird darin gesehen, dass Händler 
zwar grundsätzlich aufgeschlossen den Online-Vertriebsformen gegenüberste­
hen, jedoch den Schritt in eine grenzüberschreitende Online-Vertriebstätigkeit 
scheuen.11 Insbesondere die Erfüllung vorvertraglicher Informationspflichten 
stellt einen nicht zu unterschätzenden Kostenfaktor für Unternehmen dar.12 
Generell wird davon ausgegangen, dass insbesondere der Vertriebsweg des 
E‑Commerce Transaktionskosten senkt,13 doch scheuen Unternehmen und ge­
rade kleine und mittlere Unternehmen (KMU) häufig hohe Transaktionskosten 
mangels einheitlich anwendbarer Regelungen, hinzu kommt eine Unsicherheit 
im Umgang mit unterschiedlichen Vorschriften.14 Nach Auffassung der Euro­
päischen Kommission und einer weit verbreiteten Literaturmeinung ist als ein 
wichtiges Hindernis die unterschiedliche Rechtslage in den 28 Mitgliedstaaten, 
vor allem im Bereich des Verbraucherrechts, zu nennen, wobei sich selbst Ex­

10  Eingehend dazu S. 8 ff.
11  So auch Härting/Gössling, CR 2016, 165; dies belegen auch die von der Europäischen 

Kommission in der Begründung (Kontext des Vorschlags) zu Beginn des Vorschlags für eine 
Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Online-Warenhandels und anderer 
Formen des Fernabsatzes von Waren angeführten Prozentzahlen, KOM(2015) 635 endg., S. 2.

12  Faust/Grigoleit, in: Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann (Hrsg.), 
Revision des Verbraucher-acquis, S. 193, 195; Faust, in: Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/
Wagner/Zimmermann (Hrsg.), Revision des Verbraucher-acquis, S. 201, 205; generell auch 
Budde/Eckhoff, in: Hahn (Hrsg.), GEK, S. 113 ff.

13  So bereits Calliess, in: Donges/Mai (Hrsg.), E‑Commerce und Wirtschaftspolitik, 
S. 189, 191 f., wonach Transaktionskosten nach allgemeinem Verständnis neben Kosten der In­
formationsbeschaffung, der Verhandlungen und Abschlüsse von Verträgen auch die anschlie­
ßende Sicherstellung der Vertragserfüllung umfassen; ebd. Schwarz-Schilling, S. 207; siehe 
auch Kunz, S. 13 f.

14  Begründung der Europäischen Kommission zu Beginn des Richtlinienvorschlags 
KOM(2015) 635 endg., S. 2 f.; ferner die Mitteilung eines umfassenden Konzeptes zur För­
derung des grenzüberschreitenden elektronischen Handels vom 25. Mai 2016, KOM(2016) 
320 endg., S. 4 ff.; ebenso Budde/Eckhoff, in: Hahn (Hrsg.), GEK, S. 113.


